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Lkw-Fahrer
übersieht Jungen

BNN – Großes Glück hatte ein neun-
jähriger Junge, der am Dienstagnach-
mittag von der Zugmaschine eines Sat-
telzuges erfasst und leicht verletzt wur-
de. Wie die Polizei berichtet, waren der
Junge und seine Mutter gegen 16.45 Uhr
mit Fahrrädern auf dem Radweg der
Carl-Metz-Straße entgegen der Fahrt-
richtung unterwegs. Aus einer Grund-
stückseinfahrt näherte sich ein Lkw. Der
35-jährige Fahrer sah die Mutter und
gab ihr mit einem Handzeichen zu ver-
stehen, dass sie weiterfahren könne. Als
die Mutter das Fahrzeug passierte hatte,
habe der Lkw-Lenker seine Fahrt fort-
gesetzt und den hinter der Mutter fah-
renden Jungen übersehen, so die Polizei.
Das Rad des Neunjährigen geriet unter
die Zugmaschine, der Junge stürze zu
Boden und erlitt leichte Verletzungen.
Vorsorglich wurde er mit dem Rettungs-
wagen in die Kinderklinik gebracht.

BLICK IN DIE „BLAUE HÖLLE“, wie die Halle in Gotha getauft wurde. Dort wird sie nicht mehr benötigt – in Karlsruhe wird die Arena
Heimat der Zweitliga-Basketballer der PSK Lions. Foto: imago

Heimat nicht
nur für die Lions

Die Finanzierung der Leichtbauhalle steht

Ein leichter Weg ist es nicht gewesen
hin zur Leichtbauhalle im Karlsruher
Süden – nun aber ist die Bahn frei für
die temporäre Sportarena auf dem ehe-
maligen Gelände des VfB Südstadt. PS
Karlsruhe und Stadtverwaltung einig-
ten sich in vielen Gesprächen auf eine
Mischfinanzierung des insgesamt rund
1,2 Millionen Euro teuren Projekts (die
BNN berichteten). Aufatmen dürfen
somit in erster Linie die Basketballer
der PSK Lions, die nun eine zweitliga-
taugliche Heimstätte bekommen. Wä-
ren die Hallenpläne gescheitert, hätte
der Club nicht von seinem Aufstiegs-
recht Gebrauch gemacht. Ein mögli-
cher Umzug nach St. Leon-Rot, der für
diesen Fall angedacht war, wäre nicht
realisiert worden. „Das hätte keinen
Sinn gemacht“, stellt PSK-Vorsitzen-
der Hans-Joachim Kögele fest.

Seit Anfang des Jahres kämpfte der
Verein für die Idee, die in Gotha als
„Blaue Hölle“ bekannt gewordene
Leichtbauhalle nach Karlsruhe zu ho-
len. In Gotha hatte die Arena ausge-

dient, da die dortigen Basketballer
nach Erfurt umzogen. Nach anfängli-
chen Bedenken gab die Stadt grund-
sätzlich „Grünes Licht“ – allein die Fi-
nanzierung blieb der Knackpunkt. Nun
wird das Projekt über Zuschüsse, unter
anderem aus dem Sport-Investitions-
topf (400 000 Euro), Eigenmitteln des
Vereins sowie Krediten und Sponsoren
realisiert. Die Hallenkonstruktion kos-
tet 250 000 Euro. Final müsse jetzt noch
der Gemeinderat seinen „Segen“ ge-
ben, bemerkt Kögele. Für den Betrieb
werde eine eigene GmbH gegründet.

Die Halle soll nicht nur von den Lions
genutzt werden. Auch bei Handball-
Bundesligist Rhein-Neckar Löwen, der
diese Saison seine Champions-League-
Spiele in Frankfurt austrug, habe man
beispielsweise vorgefühlt. Der Stadt
nimmt die Leichtbauhalle, die fünf
Jahre lang genutzt werden soll, zu-
nächst auch etwas Druck in der Hallen-
frage. Die Zukunft der für Großveran-
staltungen gesperrten Europahalle ist
ja noch immer offen. Gerhard Wolff

Kräfte gebündelt für mehr Datensicherheit
Neues Amt auch als Antwort auf zunehmende Cyberattacken / KIT-Experte sieht Handlungsbedarf

Von unserem Redaktionsmitglied
Theo Westermann

Das Problem ist seit langem bekannt,
die Cyberattacke durch „Wanna Cry“
hat es noch einmal überdeutlich ge-
macht. Hackerangriffe gab es auch
schon in den vergangenen Jahren auf
Einrichtungen der Stadt und der Stadt-
verwaltung, auf die sogenannte „kriti-
sche Infrastruktur“ von Versorgungs-
systemen bis hin zum Klinikum. Bisher
hatten sie keine erkennbaren Folgen,
weil die Abwehrmaßnahmen noch aus-
gereicht hatten. Aber: Die Stadtverwal-
tung hat die Zeichen der Zeit erkannt
und ihre Datenkompetenz in einem neu-
en „Amt für Informationstechnik und
Digitalisierung“ gebündelt. Zum 1. Ja-
nuar 2017 wurde es eingerichtet. Neben
der grundsätzlichen IT-Strategie, Fra-
gen des E-Government, dem System und
dem Datenbetrieb geht es im neuen Amt
wesentlich um die Datensicherheit.
„Wir haben dieses Thema auf dem
Schirm,“ sagt Markus Losert, Leiter des
neuen Amts gegenüber den BNN.

Seit 2010 hat die Stadt als eine der ers-
ten Städte einen IT-Sicherheitsbeauf-
tragten, gearbeitet wird nach den Richt-
linien des Bundesamts für Sicherheit in
der Informationstechnik. Was „Wanna
Cry“ angeht, sei man mit einem „blauen
Auge“ davongekommen, resümiert Lo-
sert. Er verweist auf die Dimensionen
potenzieller Bedrohung: So erhalte die
Stadtverwaltung im Monat rund
465 000 E-Mails, 380 000 würden ge-
blockt. Im Monat April registrierte man
alleine 497 Trojaner. Die Stadt selbst
setzt beispielsweise auf regelmäßige

Software-Updates, sensible Daten wie
etwa Personaldaten werden beispiels-
weise im gut gesicherten Regionalen Re-
chenzentrum bearbeitet. Doch es gibt
auch ganz praktische Anforderungen.
So gilt es etwa, Serverschränke vor dem
Zugriff von außen zu schützen, sprich
Gebäudezugänge zu sichern. Die Stadt-
werke als Teil der „kritischen Infra-
struktur“ verfügen zudem über eine ei-

gene entsprechend gesicherte Informati-
onstechnik.

Dass gerade auch bei der öffentlichen
Verwaltung Handlungsbedarf besteht,
darauf weist der Experte Jörn Müller-
Quade vom KIT hin. Der große Hacker-
Angriff „Wanna Cry“, von dem am ver-
gangenen Wochenende zehntausende
Computer auf der ganzen Welt bis hin in
die Region betroffen waren, sieht man

dort als das jüngste einer langen Reihe
von Beispielen, für das Gefahrenpoten-
zial, die Cyberattacken in hochentwi-
ckelten Ländern entfalten können. Zu-
künftig werde es noch weit bedrohlichere
Angriffe von heute ungeahnter Wucht ge-
ben, warnt er. Im KIT-Kompetenzzentren
für IT-Sicherheitsforschung KASTEL
wird heute schon an den Verteidigungs-
strategien von morgen geforscht.

Cybersicherheitsexperten bemängeln,
deutsche Firmen, öffentliche Einrich-
tungen und Institutionen, seien nicht
ausreichend auf digitale Bedrohungen
vorbereitet. Durch die fortschreitende
Vernetzung, die sich durch Trends wie
Industrie 4.0, Smart Home oder selbst-
fahrende Autos noch potenziert, würden
die Angriffsflächen für Cyberschurken
immer größer, warnt Müller-Quade. Bei
der Entwicklung vieler neuer Geräte, sei
die Cybersicherheit überhaupt nicht be-
rücksichtigt worden, bemängelt der Si-
cherheitsforscher, heißt es in einer Mit-
teilung der KIT-Pressestelle. Technolo-
gien wie Quantencomputer oder künst-
liche Intelligenz führten zudem dazu,
dass Cyberangreifer in Zukunft noch
mächtiger würden, erklärt Müller-Qua-
de. „Gleichwohl ist mangelnde Cybersi-
cherheit kein Zukunftsproblem, sie
muss jetzt gewährleistet sein“, fordert
er. Gemeinsam mit Wissenschaftlern der
Cybersicherheitszentren in Saarbrü-
cken und Darmstadt hat Müller-Quade
deshalb klare Forderungen an die Poli-
tik formuliert und in einem Thesenpa-
pier an die Bundesregierung übergeben.
Cybersicherheit müsse in einem hoch-
technisierten Land als Daseinsvorsorge
begriffen werden.

DIE DEBATTE UM DIE DATENSICHERHEIT geht angesichts der jüngsten Cyberattacken
in eine neue Runde. Archivbild: Weißbrodt

Anwältin: Verfahren ist ein Skandal
22 Jahre alter Tunesier war unschuldig in Haft / Falschaussage einer Zeugin

Zwei Monate lang saß ein 22 Jahre al-
ter Tunesier unschuldig in Untersu-
chungshaft, nun wurde er vom Amts-
gericht Karlsruhe vom Vorwurf der se-
xuellen Nötigung in fünf Fällen freige-
sprochen. Überraschend kam das Ur-
teil nicht, schließlich wurde der Ange-
klagte bereits am 3. April nach der er-
neuten Vernehmung der einzigen Be-
lastungszeugin aus der Haft entlassen
(die BNN berichteten). Die erste Aus-
sage einer 23-jährigen Frau war das
einzige Indiz darauf, dass der tunesi-
sche Student zwischen dem 6. Dezem-
ber und dem 17. Januar insgesamt vier
Frauen in Hauseingängen von hinten
angegriffen und bedrängt habe.

„Das Verfahren ist ein Skandal, denn
dieser Mann hätte niemals in Untersu-
chungshaft kommen dürfen“, kritisier-
te Verteidigerin Carolin Hierstetter
gestern in der öffentlichen Hauptver-
handlung die Ermittlungen von Polizei
und Staatsanwaltschaft. Zum einen
habe die Aussage der 23-Jährigen
„zahlreiche Widersprüche“ aufgewie-
sen, zum anderen habe ihr Mandant le-
diglich „von seinem Aussageverweige-
rungsrecht Gebrauch gemacht“ und
sich auf Anraten seines ersten Vertei-
digers nicht zu den Vorwürfen geäu-
ßert. Erst als Hierstetter das Mandat
übernahm und die Polizei mit der Be-
obachtung eines Nachbarn konfron-

tierte, der zur mutmaßlichen Tatzeit
eine „dunkelhäutige Frau mit Bein-
schiene“ im Hauseingang gesehen hat-
te, wurde die Frau erneut vernommen
und zog ihre Anschuldigungen zurück.

Bei der Hauptverhandlung äußerte
sich auch der Angeklagte erstmals zu
den Vorwürfen. Er sei am 21. Januar
von der Universitätsbibliothek mit der
Straßenbahn nach Hause gefahren und
habe dabei mit einer jungen Frau Bli-

cke ausgetauscht. Als er aussteigen
wollte, habe ihn die Frau angespro-
chen. Weil er noch ins Fitnessstudio
wollte, habe er sich kurz darauf mit ei-
nem „Kuss auf die Wange“ von ihr ver-
abschiedet.

Weil die Frau wenig später bei der Po-
lizei aussagte, sie sei von einem Mann
verfolgt und bedrängt worden, wurde
mit Überwachungsbildern aus der
Straßenbahn öffentlich nach einem
Verdächtigen gefahndet. Als sich der
22-Jährige selbst stellte, kam er zwar
zunächst wieder auf freien Fuß, doch
nachdem seine DNA auf der Wange der
Zeugin identifiziert wurde, kam er in
Untersuchungshaft. „Natürlich sind

wir im Nachhinein schlauer, aber er
hat während des Verfahrens nie seine
Sicht der Dinge erzählt“, sagte Staats-
anwältin Ilona Finger. Die Polizei hat-
te Anfang des Jahres mit Hochdruck
nach einem Serientäter gefahndet und
die Aussage der 23-Jährigen ernst ge-
nommen. Das Motiv für die Falschaus-
sage sei immer noch nicht bekannt,
sagte der kriminalpolizeiliche Sachbe-
arbeiter, doch höchstwahrscheinlich
habe sich die Frau aufgrund einiger
Enttäuschungen „als Opfer verkauft“.

Juristisch ist die Geschichte mit dem
Urteil des Amtsgerichts noch nicht er-
ledigt. Gegen die 23-Jährige wird we-
gen Falschaussage und Freiheitsberau-
bung ermittelt, und wegen der ersten
Übergriffe erhebt die Staatsanwalt-
schaft demnächst Anklage gegen einen
24-Jährigen, der am 20. Februar in der
Gartenstraße eine Frau belästigte und
dessen DNA auch bei einer der vier
versuchten sexuellen Nötigungen ge-
funden wurde. Der 22-Jährige erhält
für Untersuchungshaft und Woh-
nungsdurchsuchung zwar eine finan-
zielle Entschädigung. Um Nachholter-
mine für vier Hochschulklausuren, die
er wegen der Untersuchungshaft ver-
säumt hat, muss er sich allerdings
ebenso selbst kümmern wie um einen
neuen Aufenthaltstitel von der Auslän-
derbehörde. Ekart Kinkel

Staatsanwältin: Im
Nachhinein schlauer

AfD: „Durlach
wird missbraucht“

BNN – Der AfD-Kreisverband
Karlsruhe zeigt sich mit Blick auf den
sogenannten „Tag der deutschen Zu-
kunft“ am 3. Juni in Durlach besorgt
und ruft nicht nur die Teilnehmer,
sondern auch die Gegendemonstran-
ten zu Friedfertigkeit und Einhaltung
von Recht und Ordnung auf. Die AfD

stehe für Demokratie, Freiheit,
Gleichheit vor dem Gesetz und
Rechtsstaatlichkeit sowie die Bewah-
rung dieser Werte in der Tradition der
deutschen Heimat, betont AfD-Spre-
cher und Stadtrat Paul Schmidt. Ext-
remistische Positionen jedweder Art
gehörten nach dem Selbstverständnis
der Partei nicht dazu. Durlach werde
von einer Gruppierung ohne regiona-
len Bezug als Bühne missbraucht, sagt
Stadtrat Marc Bernhard.

Kritik an Ortschaftsrat
Aktionsbündnis hofft auf anders formulierte Resolution

BNN – Bei der Sitzung des Gemeinde-
rats am Dienstag, 23. Mai, (15.30 Uhr
im Ratssaal) soll angesichts der bevor-
stehenden Demonstration von Rechts-
extremisten am 3. Juni in Durlach eine
Resolution für Toleranz und Vielfalt
verabschiedet werden. Gisela Konrad-
Vöhringer, Pressesprecherin des „Akti-
onsbündnis 3.6.2017“, begrüßte dies in
einer Mitteilung, forderte den Gemein-
derat aber auf, „die Gemeinsamkeiten
des breiten gesellschaftlichen Protest zu
betonen und nicht den demokratischen
Widerstand durch Formulierungen zu
spalten, wie es in der Durlacher Resolu-
tion vom 10. Mai geschehen ist.“ Zu
recht erkläre der Durlacher Ortschafts-
rat, dass „Rassismus, Fremdenfeind-
lichkeit und Intoleranz weder in Dur-
lach, in Karlsruhe, noch sonst irgendwo

einen Platz haben“. Das starke Zeichen
gegen diese rechte und faschistische
Provokation sei die Geschlossenheit al-
ler Demokraten, so Konrad-Vöhringer.
Die Resolution des Ortschaftsrates wi-
derspreche dieser Geschlossenheit, in
dem sie formuliert „eindeutig Position
gegen jede Form von Extremismus zu
beziehen“. Außerdem verdächtige sie
den vielfältigen Protest der Demokra-
tiefeindlichkeit, wenn sie von „sonsti-
gen extremistischen Inszenierungen“
spricht. Damit bewirke ihre Resolution
die Spaltung des demokratischen Wi-
derstandes.

Das „Aktionsbündnis 3.6.2017“ ist ein
vom Netzwerk Karlsruhe gegen rechts
und dem Antifaschistischen Aktions-
bündnis Karlsruhe (AAKA) initiiertes
Bündnis von über 130 Organisationen.

Großes Fest im
Zoo für „Rosalinda“

BNN – Der Zoo feiert am Samstag, 20.
Mai, um 14 Uhr den 50. Geburtstag des
hellroten Aras Douglas, auch bekannt
als Rosalinda aus „Pippi in Taka-Tuka-
Land“. Es ist der Original-Papagei aus
dem Pippi-Langstrumpf-Film und er ist
für Ara-Verhältnisse uralt. In Men-
schenalter übersetzt wäre das Tier älter
als 100 Jahre. Bis Anfang 2016 lebte
Douglas in einem Zoo in Malmö. Zur
Geburtstagsfeier erhalten Kinder, die
als Pippi Langstrumpf oder Pirat ver-
kleidet kommen, den gesamten Tag frei-
en Eintritt. Die Feier findet auf der Wie-
se gegenüber den Außenvolieren des
Südamerikahauses statt.
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